
Haus & Grund
Mecklenburg-Vorpommern e.  V.

Eigentümerschutz-Gemeinschaft der
Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer

Sehr geehrte Leser, 
liebe Haus & Grund-Mitglieder,

Justitia hat wieder einmal zuge-
schlagen: Die aktuelle Bundesge-
richtshof-Entscheidung ist jedoch 
absolut kein beruhigendes Signal 
für unsere Haus-, Wohnungs- 
und Grundeigentümer in Meck-
lenburg-Vorpommern. Bereits in 
diversen vorangegangenen Urtei-
len des BGH sind verschiedene 
Renovierungsklauseln in Mietver-
trägen gekippt worden, meist we-
gen dort festgelegter starrer Re-
novierungsfristen, die den so ge-
nannten „tatsächlichen Zustand 
der Wohnung nicht berücksich-
tigten“. Fast die Hälfte des priva-
ten Mietwohnungsangebots im 
Osten Deutschlands schreibt be-
reits durch die fortlaufende Ver-
größerung des Belastungspakets 
für Vermieter rote Zahlen.

Haus & Grund Mecklenburg-
Vorpommern rät daher seinen 
Vermietern, beim Abschluss neu-
er Mietverträge sicherzustellen, 
dass eine wirksame Klausel für 
Schönheitsreparaturen verein-
bart wird, die generell auf starre 
Fristen verzichtet. Nutzen sie da-
her stets die neuen Mietvertrags-
formulare von Haus & Grund 
Mecklenburg-Vorpommern, die 
auf diese Veränderungen dank 
der schnellen Zuarbeiten vom 
Haus & Grund M-V Präsidenten 
Rechtsanwalt Lutz Heinecke und 
der Schweriner Haus & Grund-
Vorsitzenden, Rechtsanwältin 
Monika Rachow, speziell zuge-
schnitten wurden. Sie finden auf 
der letzten Seite des Formulars 
das aktuelle Druckdatum vor. 

Wer bei Neuabschlüssen auf aktu-
elle Verträge verzichtet, kann als 
Vermieter künftig ggf. eine ganze 
Menge Euros verlieren. Wie eine 
Mietsache in Mecklenburg-Vor-
pommern überhaupt noch wirt-
schaftlich betrieben werden und 
wer die Schönheitsreparaturkos-
ten für Mietwohnungen künftig 
tragen kann, wird aus dem nach-
folgenden ungekürzten Text der 
Richter des Zivilsenats allerdings 
auch nicht deutlich.

IHR ERWIN MANTIK
Ehrenpräsident H&G M-V

Ausführliche Begründung dieses 
Urteils vom VIII. Zivilsenat des 
Bundesgerichtshofs

„Wir hatten darüber zu ent-
scheiden, ob ein Vermieter im 
Rahmen einer Mieterhöhung ge-
mäß § 558 Abs. 1 Satz 1 BGB ei-
nen Zuschlag zur ortsüblichen 
Vergleichsmiete verlangen kann, 
wenn eine in einem Formular-
mietvertrag enthaltene Klausel, 
die den Mieter zur Vornahme 
von Schönheitsreparaturen ver-
pflichtet, unwirksam ist“. 

Der Entscheidung lag im We-
sentlichen der folgende Sachver-
halt zugrunde: Der Beklagte ist 
Mieter einer (nicht preisgebun-
denen) Wohnung der Kläger. Der 
Formularmietvertrag enthält ei-
ne Klausel, die den Mieter ver-
pflichtet, die Schönheitsrepara-
turen „regelmäßig“ innerhalb 
bestimmter Fristen auszuführen. 
Nach der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs sind Schön-
heitsreparaturklauseln unwirk-
sam, wenn sie dem Mieter eine 
Renovierungspflicht nach einem 
starren Fristenplan ohne Rück-
sicht auf den Zustand der Woh-
nung auferlegen. 

Die Kläger, die die von ihnen 
verwendete Klausel nach die-
ser Rechtsprechung für unwirk-
sam halten, boten dem Beklag-
ten den Abschluss einer Ergän-
zungsvereinbarung an, mit der 
die Verpflichtung zur Vornahme 
der Schönheitsreparaturen durch 
den Mieter anderweitig geregelt 
werden sollte. Da der Beklagte 
damit nicht einverstanden war, 
verlangten die Kläger die Zustim-
mung zur Erhöhung der Miete 
um einen Zuschlag zur ortsübli-
chen Vergleichsmiete für die von 
ihnen als Vermietern zu erbrin-
genden Schönheitsreparaturen 
in Höhe von monatlich 0,71 Eu-
ro je qm. Das entspricht dem Be-
trag, der im öffentlich geförder-
ten Wohnungsbau bei der Kos-
tenmiete angesetzt werden darf, 
wenn der Vermieter die Kosten 
der Schönheitsreparaturen trägt 
(§ 28 Abs. 4 Satz 2 der Zwei-
ten Berechnungsverordnung). 
Der Beklagte verweigerte die Zu-
stimmung zu einer Erhöhung der 
Miete um diesen Zuschlag. 

Der daraufhin erhobenen Kla-
ge auf Zustimmung zur Mieter-
höhung um monatlich 0,71 Euro 
je qm hat das Amtsgericht statt-
gegeben. Auf die Berufung des 
Beklagten hat das Landgericht 
die Klage abgewiesen, soweit die 
Kläger die Zustimmung zur Er-
höhung der Miete um monatlich 
mehr als 0,20 Euro je qm ver-
langt haben; die weitergehende 
Berufung hat es zurückgewiesen. 
Dieses Urteil haben beide Partei-
en mit der vom Berufungsgericht 
zugelassenen Revision angegrif-
fen. Die Kläger haben sich gegen 
die Beschränkung des Zuschlags 
auf einen Betrag von monatlich 
0,20 Euro je qm gewandt. Der Be-
klagte hat seinen Antrag auf voll-

ständige Klageabweisung weiter-
verfolgt. Die Revision des Beklag-
ten hatte Erfolg; die Revision der 
Kläger hat der Bundesgerichtshof 
zurückgewiesen. 

Der Bundesgerichtshof hat 
entschieden, dass der Vermieter 
nicht berechtigt ist, einen Zu-
schlag zur ortsüblichen Miete 
zu verlangen, wenn der Miet-
vertrag eine unwirksame Klau-
sel zur Übertragung der Schön-
heitsreparaturen enthält. Nach 
§ 558 Abs. 1 Satz 1 BGB kann der 
Vermieter lediglich die Zustim-
mung zur Erhöhung der Miete 
bis zur ortsüblichen Vergleichs-
miete verlangen; einen darüber 
hinausgehenden Zuschlag sieht 
das Gesetz nicht vor. Er ließe sich 
auch nicht mit dem vom Ge-
setzgeber vorgesehenen System 
der Vergleichsmiete in Einklang 
bringen. Insoweit bilden die je-
weiligen Marktverhältnisse den 
Maßstab für die Berechtigung ei-
ner Mieterhöhung. Der begehrte 
Zuschlag orientiert sich aber an 

den Kosten für die Vornahme der 
Schönheitsreparaturen. Mit der 
Anerkennung eines Zuschlags 
würde daher im nicht preisge-
bundenen Mietwohnraum ein 
Kostenelement zur Begründung 
einer Mieterhöhung ohne Rück-
sicht darauf herangezogen, ob 
diese Kosten am Markt durch-
setzbar wären. Der vom Senat 
angenommene Entgeltcharak-
ter der Übertragung von Schön-
heitsreparaturen auf den Mieter 
(BGHZ 105, 71, 79) kann keine 
andere Entscheidung rechtferti-
gen. Denn daraus lassen sich kei-
ne Maßstäbe für die Ermittlung 
der am Markt erzielbaren Miete 
im konkreten Mietverhältnis ab-
leiten. 

Die Kläger können die bean-
spruchte Mieterhöhung auch 
nicht im Wege der ergänzenden 
Vertragsauslegung nach §§ 133, 
157 BGB verlangen, weil eine 
durch die Unwirksamkeit einer 
Vertragsklausel entstandene Lü-
cke nur dann der Vervollstän-

digung bedarf, wenn dispositi-
ves Gesetzesrecht hierfür nicht 
zur Verfügung steht und die er-
satzlose Streichung der unwirksa-
men Klausel keine angemessene, 
den typischen Interessen der Ver-
tragsparteien Rechnung tragende 
Lösung bietet. Diese Vorausset-
zungen sind hier nicht erfüllt. 
Nach der gesetzlichen Regelung 
hat der Vermieter die Last der 
Schönheitsreparaturen zu tragen 
(§ 535 Abs. 1 Satz 2 BGB). Wenn 
dasselbe Ergebnis als Folge ei-
ner unwirksamen vertraglichen 
Abwälzung der Renovierungslast 
auf den Mieter eintritt, stellt dies 
keine den typischen Interessen 
der Vertragspartner widerspre-
chende Regelung dar. 

Ebenso wenig kann die Forde-
rung nach einem Zuschlag zur 
ortsüblichen Vergleichsmiete 
auf einen Wegfall der Geschäfts-
grundlage (§ 313 BGB) gestützt 
werden. Für eine Berücksich-
tigung von Störungen der Ge-
schäftsgrundlage besteht kein 
Raum, wenn nach der gesetzli-
chen Regelung derjenige das Ri-
siko zu tragen hat, der sich auf 
die Störung der Geschäftsgrund-
lage beruft. Das Risiko der Un-
wirksamkeit von Formularklau-
seln hat gemäß § 306 Abs. 2 BGB 
derjenige zu tragen, der derartige 
Klauseln verwendet. Denn nach 
dieser Bestimmung richtet sich 
der Vertrag im Falle der Klausel-
unwirksamkeit nach den sonst 
zur Anwendung kommenden ge-
setzlichen Regelungen. Das be-
deutet hier, dass mangels wirksa-
mer Abwälzung der Schönheits-
reparaturen die Kläger als Klau-
selverwender nach § 535 Abs. 1 
Satz 2 BGB die Instandhaltungs-
last in vollem Umfang zu tragen 
haben.  H & G M-V

Benachteiligte Vermieter: Kein Zuschlag zur Miete bei 
unwirksamen Schönheitsreparaturklauseln 

Das Gebäude des Bundesverfassungsgerichts in Karlsruhe

Liebe Leser,

wir Bundesbürger haben al-
lein durch den Anstieg der Öl-
preise seit Jahresbeginn knapp 
25 Milliarden Euro bezahlt. Ei-
nen bundesdeutschen Durch-
schnittshaushalt kostete die Teu-
erungswelle bei Heizöl, Benzin, 
Gas oder Strom seit Jahresbeginn 
durchschnittlich rund 650 Euro 
zusätzlich, also rund ein Viertel 
mehr als im Vorjahr. Uns Haus-, 
Wohnungs- und Grundeigen-
tümer trifft es dabei besonders 
hart, denn ein hoher Anteil die-
ser Summe setzt sich aus den 
Energieträgern Heizöl und Erd-
gas zusammen.

Sollte der Ölpreis im Jahresver-
lauf weiter auf bis zu 200 Dollar 
ansteigen, würden wohl weite-
re 35 Milliarden Euro an Ener-
gieausgaben auf uns Bundesbür-
ger zukommen. Im proportional 
umgekehrten Verhältnis wür-
den die Menschen an Kaufkraft 
einbüßen. Pro Haushalt wären 
das mehr als 1.500 Euro Mehr-
kosten für Energie, die sie im 
Vergleich zum Jahresanfang auf-
bringen müssten. Bereits jetzt 
zeigt sich die prekäre Situation 
für Vermieter, denn zunehmend 
Mietschuldner belasten die Miet-
verhältnisse. Diese nur schwer 
nachvollziehbaren Preisentwick-
lungen für Energie und Energie-
träger belastet insbesondere vie-
le Geringverdiener sowie Fami-
lien mit Kindern, die zusätzlich 
durch inflationäre Lebensmittel-
preissteigerungen belastet wer-
den. Mittlerweile müssen diese 
Familien bereits fast ein Viertel 
ihres gesamten Haushaltsein-
kommens für Energie ausgeben. 
Und ein Ende der Preisspirale 
scheint nicht in Sicht: So müssen 

Millionen Bundesbürger ab Au-
gust und September erneut hö-
here Gastarife bezahlen. Rund 
750 Gasanbieter wollen ihre Prei-
se zum 1. August und acht weite-
re zum 1. September um durch-
schnittlich bis zu 13 Prozent an-
heben. Von der Bundesregierung 
ist in der nächsten Zeit kaum auf 
Hilfen zu hoffen. Dort gibt es 
global wohl Wichtigeres. Es wer-
den zum Beispiel Zigmillionen 
in die Welt transferiert. Erinnert 
sei an Afghanistan oder den Irak 
– was zählt da schon das kleine 
Wahlvolk in Deutschland?

Haus & Grund Mecklenburg-
Vorpommern: Wir benötigen 
dringend eine Kursänderung in 
der Politik, um unseren Men-
schen – egal ob Vermieter oder 

Mieter – letztlich nicht noch die 
letzten Cents aus der Tasche zu 
ziehen. Allmählich ist das Maß 
gestrichen voll. Alle Verbraucher 
sollten sich in der Sache „finan-
zieller Entlastung“ bundesweit 
vereinen, um den Politikern ihre 
Grenzen zu zeigen. Mittlerweile 
ist ein Großteil des „Tafelsilbers 
der Nation“ von der Bundesre-
gierung regelrecht „verscherbelt“ 
worden. Geht es uns deshalb heu-
te etwa besser? Keinesfalls, denn 
mit der so genannten Privatisie-
rung der Energieversorgung, der 
Bahn und der Post erhalten wir 
im flachen Land zunehmend die 
Struktur einer Bananenrepublik. 
Weiter so Deutschland?

IHR ERWIN MANTIK
Ehrenpräsident H&G M-V

Wuchernder Ölpreis kostete im Jahr 2008 
den Deutschen bereits über 25 Milliarden Euro

Frustrierender Anstieg des Ölpreises in der letzten Zeit belastet be-
sonders Haus- und Wohnungseigentümer (Ölpreis nominal; in Dollar 
pro Barrel)

Im Internet haben 
„Schwarze Schafe“ zuneh-
mend leichteres Spiel. 

Windige Finanzberater lo-
cken Anleger manchmal mit 
Traumrenditen von 30 Prozent 
– und nicht nur Unerfahrene 
fallen auf die Masche herein. 
Selbst gestandene Eigentümer 
lassen sich von den irren Ver-
sprechungen verleiten. Am En-
de kommt jedoch das böse Er-
wachen: Statt satter Gewinne 
ist das ganze Geld weg. 

Denn mit dem so genannten 
„Grauen Kapitalmarkt“ ist der 
Teil der Finanzmärkte gemeint, 
der keiner staatlichen Aufsicht 
unterliegt. Auf diesem nicht 
regulierten Kapitalmarkt be-
mühen sich „Investoren“ al-
ler Art, bei Kunden aller Art 
Geld aufzutreiben. Sie wollen 
stets nur ihr Bestes: Nämlich 
ihr Geld!

Bestes Beispiel ist die Inter-
net-Direktbank „Moneypay Eu-
rope“. Die Betreiber sind in-
zwischen verschwunden – und 
mit ihnen vermutlich rund 
80 Millionen Euro von circa 
6.500 gutgläubigen Anlegern 
aus ganz Deutschland. Am An-
fang machte alles einen seri-
ösen Eindruck: Über Monate 
hinweg wurden die verspro-
chenen Zinsen tatsächlich aus-
gezahlt. Anleger, die zunächst 
nur kleine Beiträge investiert 
hatten, schenkten dem System 
Glauben und zahlten immer 
höhere Summen ein. Die Bank 
gaukelte den Kunden vor, mit 
Währungsgeschäften riesige 
Profite zu erwirtschaften. Ver-
mutlich basierte alles nur auf 
einem Schneeballsystem. Die 

ermittelnde Staatsanwaltschaft 
geht davon aus, dass die Gelder 
nicht wie vertraglich verein-
bart angelegt, sondern mögli-
cherweise zu privaten Zwecken 
genutzt wurden.

 Im Internet haben es die 
Betrüger oft sehr leicht: Eine 
Seite, auf der die Konditionen 
beworben werden, ist schnell 
erstellt. Haus & Grund Meck-
lenburg-Vorpommern hatte be-
reits mehrfach gewarnt, dass es 
im Internet immer schwieriger 
werde, Abzocker von seriösen 
Finanzinstituten zu unterschei-
den. Ihre Firmenadressen ha-
ben diese miesen Betrüger häu-
fig im Ausland. 

Eine Kontaktaufnahme er-
folgt oft über unerwünschte 
Telefonanrufe oder Mails mit 
der Werbung für eine siche-
re Altersvorsorge, rosigen Ver-
sprechungen zu Steuererspar-
nissen oder dem Versprechen 
auf sagenhaft hohe Renditen. 
Häufig werden interessierte 
Anleger spontan unter Druck 
gesetzt, Verträge zügig abzu-
schließen, da ansonsten ande-
re Anleger zugreifen könnten 
und die günstigen Konditionen 
dann nicht mehr bestehen. Al-
les Quatsch!

Haus & Grund Mecklenburg-
Vorpommern rät allen Mitglie-
dern, auch bei den „vorzüg-
lichsten Konditionen“: Lassen 
Sie sich bei Geldanlagen gene-
rell niemals unter Zeitdruck zu 
einem Vertragsabschluss hin-
reißen. Grundsätzlich ist Vor-
sicht geboten bei unterschied-
lichsten, meist überzogenen 
Gewinnversprechen. Falls ih-
nen jemand Renditegaranti-
en im zweistelligen Prozent-

bereich verspricht, sollten ihre 
Alarmglocken ganz hell schril-
len. 

Wenn die Zinsen einer Bank 
über vier Prozent liegen, steigt 
meist proportional das Sicher-
heitsrisiko. Deshalb unsere Bit-
te: Hände weg von diesen ver-
meintlichen Schnäppchen, Ge-
heimtipps und unverständli-
chen Anlagen mit hohen Ren-
diteversprechungen. Lassen Sie 
sich stets erklären, welches der 
Inhalt des angebotenen Pro-
duktes ist, wofür die Gelder 
konkret verwendet werden und 
holen sie sich stets den Rat ei-
nes Fachmanns bei ihrer regio-
nalen Hausbank ein, bevor sie 
ihr sauer verdientes Geld ent-
schwinden lassen. 

Übrigens: Über den Finanz-
markt in Deutschland wacht 
die BaFin (Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht). 
Sie wird in der Regel aber erst 
tätig, wenn eine Anzeige vor-
liegt. Bei Banken, die im Aus-
land sitzen, hat die BaFin als 
deutsche Behörde außerdem 
kaum Möglichkeiten einzugrei-
fen. Weiteres Problem: Im Ver-
gleich zum schnellen Medium 
Internet mahlen die Mühlen 
der Behörde doch noch relativ 
träge.

Wer auf windige Finanzge-
sellschaften dennoch hereinge-
fallen ist, sollte in jedem Fall 
bei der Polizei Strafanzeige we-
gen Kapitalanlagebetrugs stel-
len. Die Polizei ermittelt dann 
in Zusammenarbeit mit der 
Staatsanwaltschaft – aber ihre 
Euros sind dann wohl auf ewig 
futsch.

MA H&G M-V

Vorsicht: Betrügerische Anlagegeschäfte
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Die Klägerin ist Mieterin einer 
Wohnung der Beklagten. 
Die Pflicht zur Vornahme der 
Schönheitsreparaturen war 
im Mietvertrag formularmäßig 
konkret auf den Mieter über-
tragen worden. 

Unter anderem wurde verein-
bart: „Die Schönheitsreparaturen 
sind in neutralen, deckenden, 
hellen Farben und Tapeten aus-
zuführen“. Die Klägerin hielt die 
Klausel für unwirksam. Sie hat-
te beantragt festzustellen, dass 
den Beklagten kein vertraglicher 
Anspruch auf Vornahme von 
Schönheitsreparaturen zustehe. 
Das Amtsgericht hat die Klage 
abgewiesen. Die Berufung der 
Klägerin hatte Erfolg, denn der 
unter anderem für das Wohn-
raummietrecht zuständige VIII. 
Zivilsenat des Bundesgerichts-
hofs hat die vom Berufungsge-
richt zugelassene Revision der 
Beklagten zurückgewiesen. 

Der Bundesgerichtshof hatte 
hierzu in seinem aktuellen Ur-
teil vom 18. Juni 2008 (VIII ZR 
224/07) entschieden, dass die 

hier verwendete „Farbwahlklau-
sel“ den Mieter unangemessen 
benachteiligt und seine Ver-
pflichtung zur Vornahme der 
Schönheitsreparaturen insge-
samt unwirksam ist (§ 307 Abs. 1 
Satz 1, Abs. 2 Nr. 1 BGB). 

Die Klausel schreibt dem Mie-
ter nicht erst für den Zeitpunkt 
der Rückgabe der Wohnung, son-
dern bereits während der Mietzeit 
vor, für die Schönheitsreparatu-
ren helle, deckende und neutrale 
Farben zu verwenden. Dem Ver-
mieter ist zwar vor dem Hinter-
grund einer beabsichtigten Wei-
tervermietung ein berechtigtes 
Interesse daran nicht abzuspre-
chen, die Wohnung am Ende des 
Mietverhältnisses in einer Farbge-
bung zurückzuerhalten, die von 
möglichst vielen Mietinteressen-
ten akzeptiert wird. Es besteht 
jedoch kein anerkennenswertes 
Interesse des Vermieters daran, 
dass der Mieter bereits während 
laufender Mietzeit auf andere Ge-
staltungen, seien sie farbig oder 
nicht deckend, verzichten muss. 

MA H&G M-V

Künftig keine vertragliche 
Festlegung von Anstrichfarben 
im Mietvertrag 

Die demografische Entwicklung 
in Mecklenburg-Vorpommern 
war nach Angaben des Statisti-
schen Amtes durch einen weite-
ren Bevölkerungsrückgang um 
14.072 Personen auf rund 1,680 
Millionen Einwohner zum Jah-
resende 2007 gekennzeichnet. 
Maßgeblich dafür waren weite-
re Wanderungsverluste (- 9.279 
Einwohner) und nach wie vor 
dramatische Geburtenausfälle. 

Nicht nur aus diesen Grün-
den nimmt im Land der Wohn-
raumüberschuss zu, so dass beim 
Wohnungsleerstand – besonders 
in den ländlichen Regionen – 
noch lange kein Ende abzusehen 
ist. Die Zahl der im Land fertig 
gestellten Wohnungen war 2007 
mit 4.537 zwar um 20,4 Prozent 
geringer als im Vorjahr, lag aber 
mit 27 Wohnungen je 10.000 
Einwohner weiterhin geringfügig 
über dem Bundesdurchschnitt 
(26). Wesentlichen Anteil an 
diesem hohen Niveau des Woh-
nungsbaus hat die nach wie vor 
starke Nachfrage nach Ein- und 
Zweifamilienhäusern (2.143 bzw. 
380 Fertigstellungen), die auch 
2007 über die Hälfte des Hoch-
bauvolumens ausmachten. 

Im Jahr 2007 kehrten dem ge-
samten Deutschland insgesamt 
rund 150.000 Bundesbürger den 
Rücken. Mehr als 7.000 mehr als 
im Jahr zuvor, meldet das Statisti-
sche Bundesamt. Gleichzeitig ka-
men aber auch 99.000 Auswan-
derer zurück. Auswanderungs-
land Nr. 1 bleibt die Schweiz. 
Insgesamt 18.863 Bundesbürger 

wählten als neuen Wohnsitz ei-
nen Ort in dem Nachbarland. 
In der Beliebtheitsskala folgen 
die USA (13.433 Auswanderer) 
vor Österreich (9.516) und Po-
len (9.414). Diese Länder gehör-
ten der Statistikbehörde zufolge 
auch in den vergangenen Jahren 
zu den begehrtesten Zielen deut-
scher Auswanderer. 2006 lagen 
hinter Spitzenreiter Schweiz, die 
USA, Österreich und Großbritan-
nien. Vor allem für Fachkräfte 
sowie Menschen mit guter Aus-
bildung und Erfahrung stehen 
die Chancen den Angaben zu-
folge nicht schlecht, einen Job 
im Ausland zu finden und da-
mit eine wichtige Grundlage für 
den Aufenthalt dort zu schaffen. 
Insgesamt gilt Deutschland auch 
als Einwanderungsland: So zo-
gen 646.594 Menschen von Ja-
nuar bis November 2007 nach 
Deutschland zu – vorwiegend in 
die alten Bundesländer, knapp 
590.696 zogen fort. Die meisten 
Einwanderer kamen 2007 aus Po-
len (135.713). Darauf folgten Ru-
mänen (37.904), US-Amerikaner 
(25.602), Türken (24.625) und 
Ungarn (21.006). 

Das Problem Abwanderung ist 
in Mecklenburg-Vorpommern 
historisch betrachtet nicht neu. 
Als nach der Abschaffung der 
Leibeigenschaft 1820/21 auch 
die „Fürsorgepflicht“ der Landbe-
sitzer wegfiel, verarmte seinerzeit 
die Landbevölkerung zusehends. 
Für viele war es unmöglich, das 
lebensnotwendige „Hüsung“ zu 
erarbeiten. So verließen insbe-
sondere von 1850 - 1900 etwa 

250.000 Mecklenburger die Re-
gion des jetzigen Mecklenburgs, 
davon gingen etwa 200.000 nach 
Übersee, vorzugsweise in die USA. 
Damals (um 1875) hatte die Re-
gion Mecklenburg-Schwerin ca. 
550.000 Einwohner und Meck-
lenburg-Strelitz etwa 95.000. So-
mit war damals Mecklenburg das 
Land, das im Verhältnis zu seiner 
Bevölkerung den höchsten Pro-
zentsatz an Auswanderern stell-
te. In allen anderen deutschen 
Ländern gab es nichts Vergleich-
bares.

Insbesondere in der ländlichen 
Bevölkerung Mecklenburgs dürf-
te es Ende des 19. Jahrhunderts 
wohl nur wenige Familien gege-
ben haben, die nicht in Amerika 
ansässige Verwandte oder nahe 
Bekannte hatten. Gründe für die 
derzeitige Auswanderung waren 
überwiegend der Wunsch nach 
eigenem Grund und Boden, der 
Mangel an Gewerbefreiheit, ei-
ne Eheschließung, die hier nur 

mit Wohnrecht möglich war, 
aber auch wie heute eine zuneh-
mende Unzufriedenheit mit den 
politischen Verhältnissen. Trotz 
sparsamster Lebensweise war die 
Landbevölkerung während dieser 
Zeit nur selten in der Lage gewe-
sen, eigenen Boden zu erwerben 
– der Traum eines jeden Land-
arbeiters. Sie blieben Zeit ihres 
Lebens sozial und ökonomisch 
abhängig. Auf der anderen Seite 
lockten fruchtbare Gebiete Nord-
amerikas, jedermann konnte für 
wenig Geld Herr auf eigenem Bo-
den werden. Mitte bis Ende des 
19. Jahrhunderts zogen viele 
Mecklenburger eine unsichere 
Zukunft ihrer vertrauten Heimat 
vor. Ihre wirtschaftliche und po-
litische Perspektivlosigkeit und 
Abhängigkeit ließ ihnen kaum ei-
ne andere Wahl. Fast jeder drit-
te Mecklenburger verließ damals 
seine Heimat, von ihnen kamen 
fast 90 Prozent aus ländlichen 
Gegenden. Über den Hamburger 
Hafen suchten viele ihr Glück 
via Amerika (siehe historisches 
Bild). Es war ein schmerzlicher 
Abschied, in der Regel für immer. 

Seit der politischen Wendezeit 
1989 erlebte das Thema Auswan-
derung erneut eine gewisse Kon-
junktur. Von 1990 bis 2007 ha-
ben rund 160.000 Einwohner die 
Region verlassen. Somit war der 
nach 1989 einsetzende deutliche 
Bevölkerungsrückgang um über 
12 Prozent keine Einzelerschei-
nung in der langen Historie un-
serer Region.

ERWIN MANTIK

Wohnraumleerstand steigt mit der Zahl 
der Aus- bzw. Abwanderer

Dabei geht es vorwiegend um 
die künftige Erhaltung, Moder-
nisierung und den Ausbau der 
Kraft-Wärme-Kopplung. 

Zweck der Umsetzung soll es 
sein, „einen Beitrag zur Erhö-
hung der Stromerzeugung aus 
Kraft-Wärme- Kopplung in der 
Bundesrepublik Deutschland auf 
25 Prozent durch den befristeten 
Schutz, die Förderung der Mo-
dernisierung und des Neubaus 
von Kraft-Wärme-Kopplungsan-
lagen (KWK-Anlagen), die Un-
terstützung der Markteinführung 
der Brennstoffzelle sowie die För-
derung des Neu- und Ausbaus 
von Wärmenetzen, in die Wär-
me aus KWK-Anlagen eingespeist 
wird, im Interesse der Energie-
einsparung, des Umweltschutzes 
und der Erreichung der Klima-
schutzziele der Bundesregierung 
zu leisten.“ Netzbetreiber sind 
künftig verpflichtet, KWK-Anla-
gen an ihr Netz anzuschließen 
und den in diesen Anlagen er-
zeugten KWK-Strom „vorrangig“ 
abzunehmen. Die Verpflichtung 
trifft den Netzbetreiber, zu dessen 
technisch für die Aufnahme ge-
eignetem Netz die kürzeste Ent-
fernung zum Standort der KWK-
Anlage besteht. (Siehe Bundes-
tagsdrucksache vom 3.6.2008).

Haus & Grund M-V: Nun 
kommt es darauf an, dass wir 
Haus-, Wohnungs- und Grund-
eigentümer die Inhalte bis ins 
Detail verstehen lernen und uns 
auf die Problematik mit ihrem 
In-Kraft-Treten zum 1.1.2009 in-
haltlich vorbereiten. Da bei der 
technischen Umsetzung enorme 
Investitionskosten anfallen wer-
den, können wir uns als Endver-
braucher leicht ausrechnen, wel-
che extreme finanziellen Belas-
tung für die Bewohner künftig 
trotz des daraus resultierenden 
geringeren Energieverbrauchs bei 
der Beheizung des Wohnraumes 
mittels Kraft-Wärme-Kopplung 
im Wohn- oder Gewerbebereich 
anfallen werden. Neben den ho-
hen Erzeugungskosten werden 
dann außerdem noch Durchlei-
tungsgebühren der Netzbetrei-
ber, zyklischen Sicherheitsüber-
prüfungen und ein enormer Ver-
waltungsaufwand – bis zu den 
geeichten Zähl- und Messein-
richtungen für Strom- und Wär-
meliefermengen hinzukommen.

Eckpunkte des BV:

• Förderung bestehender Anla-
gen läuft bis 2010 aus

• Novellierung zielt auf Neu-
bau und Modernisierung von 
KWK-Anlagen ohne Größenbe-
grenzung (bisher Neubau nur 
bis 2 MW)

• Ausbauziel: 25 Prozent KWK- 
Strom bis 2020

• Zuschläge auf den gesamten 
erzeugten KWK-Strom (nicht 
wie bisher nur auf den in ein 
öffentliches Netz eingespeisten 
Strom)

Fördervoraussetzungen:

• Inbetriebnahme 1.1.2009 - 
31.12.2016

• Sachverständigengutachten 
über die relevanten Eigen-
schaften der Anlage (z. B. nach 
AGFW-FW 308)

• hocheffizient nach EU-KWK-
Richtlinie; Nachweis durch 
Sachverständigengutachten

• Bei serienmäßig hergestellten 
Anlagen bis 2 MW genügen 
geeignete Unterlagen des Her-
stellers.

• bei Modernisierung Höhe der 
Kosten mindestens 50 Prozent 
der Kosten einer Neuerrich-
tung

• Begrenzung („Deckelung“) 
der jährlichen Fördersumme 
auf 750 Mio. Euro, davon bis 
150 Mio. Euro für Wärmenetz-
ausbau. Ggf. Flexibilisierung 

des Deckels; eventuelle Kürzun-
gen bei Überschreitung werden 
später nachgezahlt

Glättung der Förderstufen:

• Anlagen über 50 kW für die 
ersten 50 kW: 5,11 Ct/kWh

• Anlagen über 2 MW für erste 
2 MW: 2,1 Ct/kWh

Zuschläge für Neu-/Ausbau 
von Wärmenetzen 
(ohne Hausanschlüsse):

Bis 20 Prozent der Investitions-
kosten.

Voraussetzungen:

An das Wärmenetz muss min-
destens ein Abnehmer ange-
schlossen sein, der nicht gleich-
zeitig Eigentümer oder Betreiber 
der in das Wärmenetz einspei-
senden KWK-Anlage ist.

• Beginn Neu-/Ausbau ab 10.1.
2009

• Inbetriebnahme bis 31.12.2020
• Mindestens 50 Prozent der 

Wärmeerzeugung in KWK, im 

Endausbaustadium mindestens 
60 Prozent

Überprüfung der Gesetzes-
wirkung im Jahr 2011:

Das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie will 
Ende 2011 gemeinsam mit dem 
Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicher-
heit unter Mitwirkung von Ver-
bänden der deutschen Wirtschaft 
und Energiewirtschaft unter Be-
rücksichtigung bereits eingetrete-
ner und sich abzeichnender Ent-
wicklungen bei der KWK-Strom-
erzeugung eine Zwischenüber-
prüfung über die Entwicklung 
der KWK-Stromerzeugung in 
Deutschland, insbesondere mit 
Blick auf die Erreichung der ener-
gie- und klimapolitischen Ziele 
der Bundesregierung, der Rah-
menbedingungen für den wirt-
schaftlichen Betrieb von KWK-
Anlagen und der jährlichen Zu-
schlagzahlungen durchführen.
(Angaben ohne Gewähr)
* Modernisierung produzierendes Ge-
werbe 4 Jahre
** Produzierendes Gewerbe 4 Jahre

Novelliertes Gesetz bringt Kostenbelastung
Bundestag hat neues „Gesetz zur Förderung der Kraft-Wärme-Kopplung“ beschlossen 

Zuschlagshöhe und -Dauer

Elektrische
Leistung

Ct. je 
kWh

Max.
Betriebsjahre

Max. Vollbenut-
zungsstunden

bis 50 kW 5,1 10 *   –
50 kW – 2 MW 2,1 6** 30.000

> 2 MW 1,5 6** 30.000

Für die Sicherheit der elektri-
schen Anlage und der elektri-
schen Geräte ist stets der Eigen-
tümer verantwortlich. Daher 
sind entsprechend zyklische 
Kontrollen in gewissen Zeiträu-
men zwingend erforderlich.

Beim E-Check wird Ihre Elekt-
roanlage auf ihren einwandfrei-
en Zustand überprüft. Eventu-
ell festgestellte Mängel können 
meist sofort beseitigt werden, bei 
größeren Mängeln lassen sie sich 
bitte zunächst ein Angebot mit 
einem konkreten Kostenplan un-
terbreiten. Fordern sie auch ei-
ne Beratung über die heutigen 
Sicherheitsstandards und über 
Verbesserungsmöglichkeiten an 
Ihren E-Anlagen bzw. Geräten. 
Das zum Abschluss ausgestellte 
Mess- und Prüfprotokoll dient als 
rechtsgültiger Nachweis gegen-
über Versicherungen und Gerich-
ten. Doch auch ihre Mieter sind 
verpflichtet, das Mieteigentum 
während der Mietzeit in dem Zu-
stand zu erhalten, wie es dem mit 
ihnen vereinbarten Vertrag ent-
spricht. Dies verlangt also eine 
regelmäßige Kontrolle der tech-
nischen Einrichtungen nach den 
maßgeblichen Vorschriften in 
vermieteten Bereichen. Im Scha-
densfall muss stets der Eigentü-
mer den einwandfreien Zustand 
der Elektroanlagen den Gerich-
ten nachweisen, nicht der Mie-
ter! Für Eigentümer von Häusern 
und Wohnungen gibt also ein E-
CHECK die Gewissheit, dass die 
geprüfte Elektroinstallation und 
die geprüften Elektrogeräte allen 
Sicherheitsaspekten genügen. 
Außerdem schützt er im Regelfall 
gegen eventuelle Schadensersatz-
ansprüche. 

Der E-CHECK ist das anerkann-
te Prüfsiegel der Elektrofachbe-
triebe für elektrische Installa-

tionen und Geräte. Er dokumen-
tiert deren ordnungsgemäßen 
Zustand und ermöglicht die Er-
kennung von Gefahren, bevor 
ein Schaden entstehen kann. 
Professionelle Arbeit und unein-
geschränkte Kompetenz sind die 
Voraussetzung dafür, dass der ho-
he Sicherheits- und Qualitätsan-
spruch des E-CHECK eingehalten 
werden können. Schließlich geht 
es darum, teuren Elektroschä-
den vorzubeugen und Leben zu 
schützen. Um dies zu gewährleis-
ten, wird der E-CHECK nur von 
extra hierfür geschulten Innungs-
fachbetrieben durchgeführt. Nur 
wer zusätzliche Qualifikationen 
anhand von Praxisseminaren er-
worben hat, darf den E-CHECK 
anbieten und sich E-CHECK 
Fachbetrieb nennen. Schon hier 
zeigt sich, dass die Bedeutung 
des E-CHECK weit über die Ab-
zeichnung des Prüfprotokolls hi-
nausgeht. Die E-CHECK Prüfung 
ist Basis für eine ganze Reihe von 
Verbesserungen zu Hause und im 
Betrieb, die durch den intelligen-
ten Einsatz von neuen elektri-
schen Anlagen und Geräten re-
alisiert werden können. Es geht 
also nicht nur darum, Energie zu 
sparen, sondern gleichzeitig da-
rum, die Sicherheit und den 
Komfort zu erhöhen. Mittlerwei-
le ist rund ein Drittel aller In-
nungsfachbetriebe zum Anbieten 
des E-CHECK berechtigt.

Mit einem E-CHECK klären 
sich auch Fragen der Komfort- 
und Energiespartechnik. So müs-
sen beispielsweise bestimmte Ab-
stände im Schutzbereich einge-
halten werden und die Materia-
lien der Installationen nach den 
Umgebungsbedingungen ausge-
wählt werden. Aber auch Schutz-
einrichtungen (wie z.B. Über-
strom-Schutzeinrichtungen und 
FI-Schutzschalter, sowohl für den 
Innen- und Außenbereich) müs-
sen innerhalb der vorgeschriebe-
nen Abschaltzeiten und Strom-
stärken eigenständig reagieren 
können. Darüber hinaus gibt es 
im Bereich der Komfort- und Si-
cherheitstechnik eine ganze Rei-
he von neuen Einrichtungen, die 
bei Aus- und Umbau mit instal-
liert werden können z. B. Per-
sonenschutzautomaten, Licht-
Steuerungen, Einbruchmeldean-
lagen und vieles mehr.

E. M. H &G  M-V

E-CHECK: Ein Prüfprotokoll 
über Elektroanlage hilft Strom 
sparen und schützt Leben

Erfolgreich werben 

 in Haus & Grund® Mecklenburg-Vorpommern?

 Kein Problem, bei uns können Sie Ihre Werbung preisgünstig platzieren  
 (bei Mehrfachanzeigen Sonderrabatte).

Sie wollen Wohn- bzw. Geschäftsraum vermieten, verkaufen oder suchen 
etwas? Kein Problem, eine kleine Anzeige im Blatt hilft meist weiter. 

Fordern Sie die neue Inserations-Preisliste 2008 (per Fax 03 85/2 07 52 13 
oder E-Mail Haus-u-Grund-Red@t-online.de) an.
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Ihre Zeitung für das Haus-, Wohnungs- und Grundeigentum 

in Mecklenburg-Vorpommern

Moderne Alarmsysteme lassen 
sich von jedem Ort der Erde aus 
bedienen

Sommerzeit ist Urlaubszeit – 
außer für Einbrecher. Die ma-
chen jetzt Überstunden. Das 
müssen Hauseigentümer immer 
wieder schmerzhaft erfahren. Die 
dreisten Einbrecher nutzen lo-
se Leitern auf dem bedingt gesi-
cherten Grundstück oder steigen 
durch Erdgeschossfenster ein, de-
ren Scheiben eingeschlagen wer-
den. Weil sie den Safe nicht auf-
bekommen, verwüsten sie immer 
wieder die gesamte Wohnung. 
Die Folge ist ein hoher Sachscha-
den. 

Ein gutes Alarmsystem, wie 
zum Beispiel das „Sectra-System“, 
verhindert so etwas. Schon beim 
Einschlagen einer Scheibe würde 
die extrem laute Innensirene un-
gebetene Gäste vertreiben. Wür-
den sie dennoch in das Haus ein-
steigen, könnte sofort ein Alarm 
an eine Notrufzentrale oder an 
bis zu vier frei wählbare Telefon-
nummern geleitet werden. Das 

hoch entwickelte Alarmsystem 
verfügt über eine zum Patent an-
gemeldete 2-Wege-Erkennung. 
Sie wertet alle Signale der im 
Haus installierten Sensoren aus 
und löst im Ernstfall den Alarm 
aus. Man kann die gesamte An-
lage per Telefon oder Handy von 
jedem Ort der Erde aus abfragen, 
warten oder bei Bedarf ein- oder 
ausschalten.
Infos: www.sectra.de

SICHERHEITSTIPP

ANZEIGE

Kraft und Wärme sind ele-
mentare Lebensbedürfnisse. 
Im Laufe der Entwicklung der 
menschlichen Kultur haben wir 
zur Befriedigung unserer Be-
dürfnisse nach Kraft, Mobilität 
und Wärme die verschiedensten 
Erfindungen gemacht, von der 
Kleidung und dem Feuer über 
die Nutzung der Körperkraft 
von Tieren bis zu Segelschiffen, 
Wind- und Wassermühlen sowie 
schließlich mechanischen Trieb-
werken. 

Diese Techniken wurden für 
Kraft und Wärme zunächst ge-
trennt entwickelt: Früher waren 
es Ochsengespann und Herd-
feuer, heute sind es Automobil, 
Kraftwerk und Heizkessel. Das 
war zwar thermodynamisch ge-
sehen eine enorme Energiever-
schwendung, aber dem mensch-
lichen Verstand fiel bis vor rela-
tiv kurzer Zeit noch nichts bes-
seres ein. Das hat sich seit ca. 
200 Jahren geändert. 

Seit der Erfindung von Kraft-
maschinen besteht nämlich im 
Prinzip die Möglichkeit, die bei 

der Krafterzeugung frei werdende 
Wärme zu „recyclen“, also prak-
tisch doppelt zu nutzen. Dass 
dies bisher die Ausnahme war, 
liegt daran, dass Energierohstof-
fe zunächst scheinbar grenzen-
los verfügbar und entsprechend 
kostengünstig waren. Auch wa-
ren die Auswirkungen des dras-
tischen Anstieges der Kohlen-
stoffverbrennung auf die ökolo-
gischen Systeme lange Zeit nicht 
bekannt. Heute aber wissen wir, 
dass fossile Energierohstoffe 
knapp sind und ihre Verbren-
nung die weltweiten Klimaver-
hältnisse mit dramatischen Fol-
gen ändern kann. Die Verknap-
pung der Ressourcen zwingt uns 
nun zum Umdenken. 

Wenn unsere Welt auch in spä-
teren Generationen lebenswert 
sein soll, müssen wir heute mit 
der Systemwende hin zu einer 
nachhaltigen Wirtschaftsweise 
beginnen. Sie besteht aus 3 Säu-
len: 

1. Möglichst effiziente Nutzung 
der eingesetzten Energierohstof-
fe; dazu bedarf es auf der Ebene 

des Energieverbrauchs beispiels-
weise einer guten Wärmeiso-
lierung von Gebäuden und der 
Verwendung möglichst energie-
sparender Geräte; auf der Ebene 
der Energieerzeugung gehört da-
zu mit an erster Stelle die Kraft-
Wärme-Kopplung, weil durch ge-
trennte Erzeugung von Kraft und 
Wärme unvermeidlich sehr viel 
Energie vergeudet wird.

2. Umstellen von fossilen Ener-
gien auf regenerative Energien, 
weil so die endlichen Energie-
ressourcen geschont und die Frei-
setzung von klimaschädlichen 
Kohlenstoffatomen in die At-
mosphäre vermieden wird. Aber 
auch erneuerbare Brennstoffe 
aus Biomasse werden am effizi-
entesten in Kraft-Wärme-Kopp-
lung genutzt.

3. Langfristige Änderung un-
serer Bedürfnisstrukturen; nicht 
alles, was wir heute für selbst-
verständlich halten, ist bei ge-
nauem Hinsehen für ein gutes 
Leben wirklich unverzichtbar. 
Über viele unserer heutigen Ge-

wohnheiten und Eigenheiten, 
die auf dem alten Weltbild des 
Je-größer-und-schneller-desto-
besser beruhen, werden unsere 
Enkel wahrscheinlich nur den 
Kopf schütteln.  

In herkömmlichen Kraftwer-
ken werden zurzeit nur 30 bis 
40 Prozent der eingesetzten Pri-
märenergie in Strom umgewan-
delt. 60 bis 70 Prozent bleiben 
ungenutzt oder wirken sich 
durch Bildung von Kondensa-
tionswolken oder die Aufheizung 
von Flüssen sogar negativ auf die 
Umwelt aus. Hingegen entstehen 
bei der Stromerzeugung in KWK 
nur rund 10 bis 20 Prozent Ver-
luste, mit Brennwertnutzung so-
gar noch weniger. KWK-Strom 
hat in Deutschland derzeit einen 
Anteil an der gesamten Strom-
erzeugung von ca. 11 Prozent. 
Im Vergleich der europäischen 
Länder liegen wir damit etwa im 
Durchschnitt. Länder wie Däne-
mark, die Niederlande und Finn-
land liegen mit Anteilen mit über 
50 Prozent aber bereits deutlich 
höher.

Bundesregierung: Deshalb ist Umstellung 
auf Kraft-Wärme-Kopplung erforderlich

Jedes Jahr brennt es nach An-
gaben der Grundeigentümer-
Versicherung rund 230.000 Mal 
in deutschen Wohnungen. 

Die Versicherungsbranche 
schätzt den dadurch entste-
henden Sachschaden für ganz 
Deutschland auf ca. 435.000.000 
Euro. Es gibt Untersuchungen, 
die besagen, dass ca. 80 Prozent 
aller durch ein Feuer ums Leben 
gekommenen Menschen Opfer 
des giftigen Qualms geworden 
sind und nicht, wie häufig ver-
mutet wird, durch die Flammen 
ums Leben kamen. Das heißt, 
jedes Jahr sterben rund 500 bis 
800 Menschen durch die bei ei-
nem Brand entstehende Rauch-
entwicklung.

Betrachtet man die Ursachen, 
wodurch Menschen bei einem 
Wohnungsbrand verletzt wur-
den, dann ist festzustellen, dass 
durchschnittlich nur ca. 5 Pro-
zent Opfer von Verbrennungen 
wurden. Fast 73 Prozent aller 
Verletzungen bei Wohnungs-
bränden sind hingegen auf die 
giftigen Rauchgase zurückzufüh-
ren. Die restlichen 22 Prozent ge-
hen auf nicht näher spezifizierte 
Verletzungsursachen zurück. Lei-
der wird die Gefahr, die von dem 
bei einem Brand entstehenden 
Rauch ausgeht, immer noch un-
terschätzt. Besonders durch die 
in Wohnungen eingebrachten 
Kunststoffe, lackierte Hölzer oder 
Plastikgehäuse von Geräten er-
klärt, warum es beim Wohnungs-

brand zu immer stärkeren Rauch-
entwicklungen kommt. Von ei-
nem Feuer bedrohte Personen 
bekommen schnell Panik, was 
zu einer Orientierungslosigkeit 
und zum irrationalen Handeln 
führt. Der in Sekunden entste-
hende Qualm entfremdet einem 
die heimischen vier Wände in 
Kürze. Selbst bis dato vertrau-
te Wege sind nicht mehr auf-
findbar. Gleichzeitig stellen die 
neben dem Rauch entstehenden 
giftigen Gase eine unmittelba-
re Lebensgefahr dar, da sie über 
die Atemwege und die Haut in 
den Körper gelangen. Wenn der 
übliche Sauerstoffgehalt der Luft 
von 21 Prozent auf unter 15 Pro-
zent sinkt und gleichzeitig der 
Anteil von Kohlenmonoxid auf 
1 Prozent und Kohlendioxid auf 
6 Prozent ansteigt, droht dem 
Menschen der Erstickungstod. 
Studien haben ergeben, dass bei 
Wohnungsbränden schon nach 
drei bis vier Minuten die geschil-
derten Grenzwerte erreicht sein 
können, so dass ein kontrollier-
tes Flüchten oder das Retten an-
derer in der Wohnung befindli-
cher Personen unmöglich sein 
kann. Unter Umständen kann ei-
ne Rauchvergiftung bereits nach 
zwei Minuten tödlich sein. Kin-
der haben ohne fremde Hilfe fast 
überhaupt keine Chance, sich 
aus der brennenden Wohnung 
zu befreien.

Wenn man in der Nacht vom 
Feuer überrascht wird, sind die 
Überlebenschancen noch erheb-

lich niedriger, denn im Schlaf 
ist unser Geruchssinn fast aus-
geschaltet. Wir nehmen folglich 
den todbringenden Qualm kaum 
wahr. Besonders das geruchlo-
se Kohlenmonoxid bewirkt bei 
uns zuerst eine Bewusstlosigkeit 
und führt dann zum schnellen 
Tod. Aus diesem Grunde sterben 
bei einem Wohnungsbrand die 
meisten Menschen nicht durch 
die Flammen, sondern durch 
den Rauch. Das kann sehr häu-
fig durch die Installation von 
Rauchmeldern in Ihren Wohn-
räumen verhindert werden.

Ein Rauchmelder ist natürlich 
kein absoluter Schutz gegen den 
Ausbruch eines Feuers – er kann 
jedoch Ihr Leben retten. Meis-
tens lösen kleine technische De-
fekte einen Schwelbrand aus, 
der schon in kürzester Zeit die 
Wohnräume mit dem giftigen 
Qualm erfüllt. Bereits in weniger 
als einer Minute kann unter Um-
ständen ein Feuer durchgezündet 
haben und sich mit rasender Ge-
schwindigkeit ausbreiten. Ihnen 
bleibt also nur wenig Zeit, sich 
und Ihre Familie in Sicherheit zu 
bringen. 

Rauchmelder verschaffen Ih-
nen die wichtigen Sekunden 
und Minuten an Vorsprung, den 
Sie benötigen, um ins rettende 
Freie zu gelangen. Der Alarm 
wird durch ein lautstarkes Pie-
pen ausgelöst, bevor aus einem 
Schwelbrand ein offenes Feuer 
wird. Der Alarmton ist so laut, 
dass Sie, selbst wenn Sie schla-

fen, ihn nicht überhören. Sie ha-
ben so genug Zeit, um Mensch 
und Tier aus der Gefahrenzone 
zu bringen.

Achten Sie bitte beim Kauf von 
Rauchmeldern darauf, dass die-
se ein VdS-Prüfzeichen tragen, 
das eine Alarmmeldung bereits 
bei etwa 1,1 Prozent Rauchdich-
te garantiert. VdS-geprüfte Qua-
litätsmelder lösen zudem durch 
Insekten- und Lichtschutz sowie 
ihre moderne Technik weniger 
Fehl-alarme aus. 

Optische Rauchmelder sollten 
über folgende Merkmale verfü-
gen:

1. das VdS-Prüfzeichen
2. Batteriebetrieb
3. Warnfunktion bei Nachlassen 
der Batterieleistung
4. Testtaster zur Funktionsüber-
prüfung

Rauchmelder könnten auch Ihr Lebensretter sein
Wohnungsbrand: Ein häufig unterschätztes Lebensrisiko

5. Rauch muss von allen Seiten 
gut in den Melder eindringen 
können
6. Geräte sollten miteinander 
vernetzbar sein

Rauchmelder montiert man 
einfach mit Schrauben und Dü-
beln, nach Möglichkeit mittig, an 
der Zimmerdecke. In kleineren 
Wohnungen reicht es im Regel-
fall aus, wenn Sie einen Melder 
in zentraler Lage, z. B. im Flur, 
anbringen. Diese Variante stellt 
den Mindestschutz dar. Werden 
Türen häufig geschlossen gehal-

ten, sollten in den geschlossenen 
Räumen zusätzliche Geräte ins-
talliert werden. Unabhängig da-
von sollten in Kinderzimmern 
generell Zusatzabsicherungen 
vorgenommen werden. Um Fehl-
alarme zu vermeiden, sollten Sie 
die Rauchmelder nicht in Räu-
men positionieren, in denen sie 
ständig und unmittelbarer Staub-
entwicklung oder starken Was-
serdämpfen ausgesetzt sind. Sel-
ten kann es zu Fehlalarmauslö-
sungen kommen, falls Melder zu 
dicht an Neonröhren montiert 
wurden.

Immer wieder vernichten Brände 
wertvolle Menschenleben und 
materielle Existenzen.

Innovative Alarmanlagen mit Er-
kennungs- und Alarmierungssys-
tem geben Einbrechern kaum 
ein Chance.

Besonders bei unseren älteren 
Mitgliedern fallen rund um das 
Haus und die Wohnung immer 
wieder kleinere Reparaturen an, 
die in der Regel kaum ein größe-
rer Handwerksbetrieb ausführt. 

Das könnten zum Beispiel ein 
Auswechseln von Glüh- oder 
Leuchtstofflampen etc. sein. Auf-
grund der zunehmenden Verein-
zelung älterer Menschen wur-
de bereits in einigen regionalen 
Haus & Grund-Vereinen in Städ-
ten Deutschlands zusätzlich ein 
„Handwerkerservice-Dienst“ an 
die Vereinsberatungsstelle ange-
gliedert. Hierbei wäre darauf hin-
zuweisen, dass meist nur einfache 
Handwerker- oder Reparaturleis-
tungen bzw. auch Hausmeister-
dienste vermittelt werden. Die-
se Dienste übernehmen vorwie-
gen kleine, am Ort ansässige Ein-
Mann-Firmen, die in Wohnun-
gen z. B. Kleinstreparaturen oder 
die Durchführung von kleineren 

Veränderungen vornehmen. So 
könnten kleine elektrische Feh-
ler behoben werden (zum Bei-
spiel die Steckdose wackelt oder 
der Schalter klemmt, Austausch 
von Glühlampen etc.), defekte 
Scharniere oder Türen an Mö-
beln reparieren, Anbringen von 
Handläufen oder Haltegriffen in 
Bad und Flur, Anfertigung von 
Rampen zur Überwindung von 
Schwellen, Gartendienste aller 
Art und vieles mehr.

Unsere Haus & Grund-Verei-
ne in Mecklenburg-Vorpommern 
sollten sich mit diesem Sevice-
Thema befassen um zu prüfen, 
welche regionalen Möglichkei-
ten im Interesse unserer Mitglie-
der ausgeschöpft werden könn-
ten. Nebenbei würde dem Verein 
über eine kleine Vermittlungs-
provision, die meist der Dienst-
leister an das Haus & Grund-Bü-
ro entrichtet, die Finanzierung 
des Vereinsbüros erleichtert.

H&G M-V

Kleinere Reparaturen als 
Haus & Grund-Service gefällig?

Es gibt im Sommer kaum etwas 
Schöneres als an einem ruhi-
gen Ort und fernab neugieriger 
Blicke, ein entspanntes Sonnen-
bad zu genießen. Immer mehr 
Menschen finden Gefallen an 
der individuellen Dachgestal-
tung ihrer Garage. Das Flach-
dach sollte stabil sein und eine 
echte Plattform für die kreative 
Entfaltung des Eigentümers 
bilden.

Für das richtige Urlaubsfeeling 
ist außerdem eine entsprechende 
Bepflanzung des Garagendaches 
förderlich. Hier sind der Phanta-
sie keine Grenzen gesetzt. Eine 
praktische Möglichkeit besteht 
in der Auslage des Garagenda-
ches mit so genannten Vegeta-
tionsmatten. Sie bieten die ideale 
Grundlage für eine extensive Be-
pflanzung und verfügen selbst im 
wassergesättigten Zustand über 
ein relativ geringes Gewicht. 

Für das Schaffen eines Sonnen-
decks auf dem Garagendach sind 
Holzpaneele eine gute Wahl. Sie 

sehen schick aus, wiegen nicht 
so viel und lassen sich passgenau 
zurechtschneiden. Eine Leiter 

oder eine Fertigtreppe ermögli-
chen den Weg zum Sonnenpara-
dies auf der eigenen Betonfertig-

garage. Bequeme Liegestühle, ein 
Sonnenschirm oder Tisch ma-
chen die kleine Entspannungs-
oase perfekt.

Um die Sonnenterrasse stress-
frei nutzen und genießen zu kön-
nen, sollten im Vorfeld folgen-
de Dinge beachtet werden. Die 
Statik der Garage muss für die 
Dachnutzung und die Dachab-
dichtung entsprechend ausgelegt 
sein. Bei bereits bestehenden Ga-
ragen sollten diese beiden Fakto-
ren also überprüft werden. Steht 
die Garage auf der Grundstücks-
grenze, ist der Nachbar um Er-
laubnis zu fragen, da bei einem 
Terrassenbau ggf. drei Meter Ab-
stand eingehalten werden soll-
ten. Und wer schon lange von ei-
ner Sonnenterrasse auf dem Ga-
ragendach träumt, aber bislang 
keine Möglichkeit besitzt, kann 
sich wenige Wochen nach einer 
Bestellung sogar eine vorgefer-
tigte Garage anliefern lassen. Die 
Montage auf der vorbereiteten 
Standfläche dauert dann in der 
Regel kaum mal eine Stunde. 

Tipp für Selbermacher: Kleines Paradies 
kann auch auf einem Garagendach liegen

Zur individuellen Dachgestaltung einer Garage gibt es vielfältigste 
Möglichkeiten und zusätzlich einen guten „Rundumblick“.
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Haus & Grund 
Vereine in M-V

Anklam Holger Krüger 0 39 71/24 31 30 2. und 4. Di im Monat 16–18 Uhr 17389 Anklam Pasewalker Allee 23

Boizenburg Jens Prötzig 03 88 47/5 45 26 1. Fr im Monat 19–21 Uhr 19258 Boizenburg Schützenstr. 7

Friedland Norbert Räth 03 96 01/2 16 60 Di 9–12 und Do 9–12 + 13–17 Uhr (o. tel. Ver.) 17098 Friedland Marienstr. 17

Graal-Müritz Hansjörg Seidel 03 82 06/14 609 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18181 Graal-Müritz Zur Koppenheide 66

Greifswald Eckehard Bürger 0 38 34/50 01 59 Mo 17–18 Uhr 17489 Greifswald Wiesenstr. 18

Hagenow Günter Westendorf 0 38 83/72 22 71 1. Mi im Monat 17–18 Uhr (oder tel. Ver.) 19230 Hagenow Fritz-Reuter-Str. 11

Malchow Frank Eckstein 03 99 32/1 39 53 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17213 Malchow Kurze Str. 23

Neubrandenburg Jens Arndt 03 95/4 21 17 49 2. Mo im Monat 17–19 Uhr 17033 Neubrandenb. Südbahnstr. 17

Neustrelitz Ursula Peuker 0 39 81/20 62 64 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17235 Neustrelitz Louisenstr. 18

Parchim Manfred Paßgang 0 38 71/26 51 84 Di 16–18 Uhr (oder tel. Vereinbarung) 19370 Parchim August-Bebel-Str. 1

Ribnitz-Damgarten Margrid Parr 0 38 21/81 29 76 Mo–Fr 8–16 Uhr 18347 Ribnitz-Damg. Lange Str. 86

Rostock Bernd Läufer 03 81/45 58 74 Mo 17–19 und Do 10–12 Uhr 18057 Rostock Wismarsche Str. 50

Schwerin Monika Rachow 03 85/5 77 74 10 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Stralsund Jens Pergande 0 38 31/29 04 07 Di und Do 16–18 Uhr 18439 Stralsund Am Knieperwall 1a

Uecker-Randow Michael Ammon 0 39 73/4 38 00 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17309 Pasewalk Stettiner Str. 25 c

Waren Özden Weinreich 039 9 1/6 43 00 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17192 Waren Sankt-Marcus-Str. 45

Usedom (Insel) Dietrich Walther 0 38 36/60 04 39 1. Fr im Monat 17–19 Uhr (oder tel. Ver.) 17450 Zinnowitz Neue Strandstraße 35

Rügen (Insel) Jochen Richter 03 83 92/2 23 17 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18546 Sassnitz Bachstraße 50

H & G M-V/Präsident Lutz Heinecke 03 85/5 77 74 10 Mo 17–19 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Landesgeschäftsstelle Frau Knop 03 85/5 77 74 10 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr (oder tel. Ver.) 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Redaktion LV-Zeitung Erwin Mantik 03 85/2 07 52 13 Mo 17–18 Uhr (sonst: Tel. 01 72/385 89 59) 19063 Schwerin Bosselmannstr. 11a

Rostock Hausverwaltung Regina Vietinghoff 03 81/4 90 00 26 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18057 Rostock Wismarsche Str. 50

Schwerin Hausverwaltung Karin Redmann 03 85/5 77 74 08 Termine nach telefonischer Vereinbarung 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Ausführliche Angaben (Satzungen; Anschriften; Fax; Mailadressen usw.) finden Sie im Internet unter: WWW.HAUS-UND-GRUND-MV.DE
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Spezielle Schutzfarben wehren 
Schmutz langfristig ab

Ob ein Anstrich nach fünf, 
zehn oder 15 Jahren erneuert wer-
den muss, ist für die Beständig-
keit und das Antlitz der Fassade 
aber auch für den Geldbeutel des 
Eigentümers von großer Bedeu-
tung. Die Ursachen für Fassaden-
verschmutzung sind zahlreich. 
Die Gliederung der Architektur, 
die Umweltbedingungen sowie 
die Qualität der Beschichtung 
spielen eine entscheidende Rolle. 
Moderne Werkstoffe bieten heu-
te vielfältige Möglichkeiten für 
einen Langzeitschutz gegen Fas-
sadenverschmutzung. Das hier-
auf spezialisierte Unternehmen 
Caparol bietet mit seinen Clean-
Concept-Lösungen Alternativen, 
die natürliche Verschmutzungs-
neigung soweit abzusenken, dass 

technische Funktion und ästheti-
scher Eindruck kontinuierlich in 
Einklang stehen. 

Die hierfür optimierten High-
Tech Fassadenfarben verbinden 
die Vorteile von Nanostruktur, 
Kapillarhydrophobie und Photo-
katalyse in einzigartiger Weise. 
Die Farben zeichnen sich durch 
eine geringe Verschmutzungsnei-
gung, die Härte und Langlebig-
keit von Mineralfarben sowie die 
Kreidungsstabilität und Flexibi-
lität von Dispersionsfarben aus. 
Zudem überzeugen sie dank ihrer 
hohen Farbtonbrillanz und ihrer 
Ausbesserungsfähigkeit. Weiterer 
Vorteil: Die Fassadenfarbe „Am-
phisilan“ kann ganz unkompli-
ziert im Spritzverfahren aufgetra-
gen werden, ohne dass dabei stö-
render Spritznebel entsteht.

Infos: www.caparol.de

Fassadenrenovierung

Strahlend schöne Hausfassaden durch Nanostruktur der Farben spa-
ren langfristig Kosten.

Liebe Haus & Grund-
Mitglieder,

seit dem 14.7.2008 erweiter-
te Haus und Grund Schwerin 
e. V. sein Serviceangebot mit 
Beratungen zum Energieaus-
weis und Fragen zur energeti-
schen Gebäudesanierung. 

Hierfür steht Ihnen Herr 
Manfred Engel als geprüfter 
Gebäudeenergieberater wö-
chentlich jeden Montag in 
der Zeit von 16.00 Uhr bis 
18.00 Uhr in der Geschäfts-

stelle des Ortsvereins Haus & 
Grund Schwerin e. V. in der 
Heinrich-Mann-Str. 13, 19053 
Schwerin zur Verfügung. 

Zur Terminabstimmung mel-
den Sie sich bitte telefonisch 
unter (03 85) 577 74 10 an. 

Außerhalb dieser Sprechzei-
ten erreichen Sie Herrn Engel 
jeweils vormittags in seinem 
Büro in der Goethestr. 88 in 
19053 Schwerin oder telefo-
nisch unter (01 73) 816 61 82.

IHR VORSTAND H&G SN

Beratungen zum Energieausweis 
in der Schweriner Region Heftige Unwetter wüteten auch 

in diesem Sommer. Betroffen 
waren wieder einige Regionen 
von Mecklenburg-Vorpommern, 
in der Keller überflutet, Bäume 
durch Stürme entwurzelt oder 
vom Blitz getroffen wurden und 
so Häuser samt Inventar beschä-
digten. 

Welche Sachversicherung 
kommt für entstandene 
Sturmschäden am Gebäude 
und Inventar auf? 

Entstehen durch einen Sturm 
Schäden am Eigenheim, kommt 
nach Angaben der Grundeigen-
tümer-Versicherung für diese die 
Wohngebäudeversicherung auf. 
Dabei umfasst der Versicherungs-
schutz neben Schäden durch die 
direkte Einwirkung des Sturms 
beispielsweise auch Schäden, die 
durch herabfallende Äste oder 
entwurzelte Bäume am Gebäu-
de oder mitversicherten Grund-
stücksbestandteilen entstanden 
sind. Befindet sich das Gebäu-
de noch im Rohbau, kommt bei 
Sturmschäden die Bauleistungs-
versicherung zum Einsatz. Geht 

aufgrund des Sturms Wohnin-
ventar zu Bruch, ersetzt die 
Hausratversicherung den ent-
standenen Schaden. Unabhängig 
von der Ursache übernimmt ei-
ne Glasversicherung Bruchschä-
den an Fenster- oder Türschei-
ben. In manchen Fällen ist das 
Glasbruchrisiko allerdings bereits 
in die Hausratversicherung ein-
geschlossen worden.

Wann ist ein Sturmschaden 
tatsächlich ein Sturmscha-
den?

Wichtig ist, dass Schäden nur 
von den herkömmlichen Sach-
versicherungen abgedeckt sind, 
wenn ein „Sturmereignis“ vor-
liegt. Dies ist bei den meisten 
Versicherungen erst ab Windstär-
ke acht der Fall. Durch Starkre-
genfälle ist Wasser in die Woh-
nung eingedrungen und hat 
Schäden am Teppichboden und 
der Tapete hinterlassen. Sind sol-
che Schäden versichert? 

Teilweise werden derarti-
ge Schäden durch Regen- oder 
Schmelzwasser an Bodenbelägen, 
Tapeten und Wandanstrichen 

durch Premiumprodukte in der 
Wohngebäudeversicherung mit-
versichert. Hier sollte der eigene 
Versicherungsschutz überprüft 
werden. Tritt der Schaden durch 
eindringendes Regenwasser als 
Folge aus einem Sturmschaden 
am Gebäude ein, käme ebenfalls 
die Wohngebäudeversicherung 
zum Tragen. 

Anders verhält es sich, wenn 
durch Starkregenfälle der Boden 
so aufgeschwemmt wird, dass er 
das Wasser nicht mehr aufneh-
men kann und es dadurch zu 
Überschwemmungen, z. B. durch 
Überflutung von Kellerräumen, 
kommt. In solchen Fällen emp-
fiehlt sich eine Elementarscha-
denversicherung, die in der Regel 
in Verbindung mit der Hausrat- 
oder Wohngebäudeversicherung 
abgeschlossen wird.

Haus & Grund-Tipp: 
Wie gehe ich im Falle eines 
Sturmschadens vor?

Ist ein Schaden am Wohnge-
bäude oder Hausrat entstanden, 
sollten die Betroffenen folgende 
Schritte durchführen:

• Melden Sie den Schaden um-
gehend bei Ihrer Versicherung 
per Telefon, Fax, Brief oder 
Schadenformular im Internet.

• Dokumentieren Sie den Scha-
den und die entstandenen Ver-
änderungen, indem Sie sie fo-
tografieren.

• Vermeiden Sie Folgeschäden 
am Gebäude oder Inventar, in-
dem Sie schnell Schaden min-
dernde Maßnahmen ergreifen.

• Sind die Schäden mit eigenen 
Mitteln zu beheben, so reicht 
in der Regel das Einreichen der 
Kostenbelege bzw. die Aufstel-
lung der entstandenen Kosten.

• Bei kleineren Reparaturen, z. B. 
am Dach, kann üblicherweise 
auf einen Kostenvoranschlag 
verzichtet werden, wenn die 
Rechnung des Dachdeckers 
durch Fotos und ggf. Arbeits-
nachweise belegt wird.

• Bei größeren Reparaturen vor 
der Schadenbehebung unbe-
dingt mit der Versicherung 
sprechen, um die nötigen Re-
paraturmaßnahmen abzustim-
men.

Weitere Infos: www.grundvers.de

Versicherungstipp zu Schäden am Eigentum durch Unwetter

Soll ein Recht an einem 
Grundstück, das von dem 
bisherigen Eigentümer nach 
§ 928 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs aufgegeben und von 
dem Aneignungsberechtigten 
noch nicht erworben worden 
ist, im Wege der Klage gel-
tend gemacht werden, so hat 
der Vorsitzende des Prozessge-
richts auf Antrag einen Ver-

treter ggf. als Prozesspfleger zu 
bestellen. 

Dieser hat bis zur Eintragung 
eines neuen Eigentümers in 
das Grundbuch die Wahrneh-
mung der sich aus dem Eigen-
tum ergebenden Rechte und 
Verpflichtungen im Rechts-
streit zu begleiten. 

H&G M-V

BGB: Herrenloses Grundstück?

Rechtsdienstleistung sind Tä-
tigkeiten in konkreten fremden 
Angelegenheiten, sobald sie 
eine rechtliche Prüfung des 
Einzelfalls erfordert. Sie gelten 
nur für den außergerichtlichen 
Bereich und reglementiert nur 
noch Fälle echter Rechtsanwen-
dung, erhält jedoch auch das 
Anwaltsmonopol für den ge-
samten Kernbereich rechtlicher 
Dienstleistungen. 

Allerdings wird es künftig eini-
ge moderate Öffnungen geben. 
Auch Nichtanwälte sollen künf-
tig im Zusammenhang mit einer 
anderen wirtschaftlichen Tätig-
keit juristische Nebenleistungen 
erbringen dürfen. So dürfen zum 
Beispiel Architekten künftig im 
Rahmen von Planungsleistun-
gen ihre Auftraggeber bei damit 
zusammenhängenden baurecht-
lichen Fragen beraten. Es wur-
de ermöglicht, dass einerseits die 
verfassungs- und europarechtlich 

gebotenen Öffnungen umgesetzt 
werden können und andererseits 
die Grenzen zulässiger Rechtsbe-
ratung klar und deutlich abge-
steckt sind. In dem Gesetz ist ge-
regelt, wie künftig außergericht-
liche Rechtsdienstleistungen zu 
gestalten sind, wie diese vorwie-
gend auch von unseren Haus & 
Grund-Rechtsberatungen in den 
regionalen Haus & Grund-Verei-
nen vor Ort erfolgen. 

Es regelt dabei, Recht Suchen-
de den Rechtsverkehr oder die 
Rechtsordnung vor unqualifi-
zierter Beratung bzw. schlechter 
Rechtsdienstleistung zu schüt-
zen. Das schafft künftig mehr 
Klarheit auch für unsere in den 
Ortsvereinen Hilfe suchenden 
Haus & Grund-Mitglieder und ist 
nunmehr ausdrücklich in der Ge-
setzesbegründung definiert. Als 
erlaubte Nebenleistungen kämen 
u. U. auch Rechtsdienstleistun-
gen in Frage, die im Zusammen-
hang mit einer Tätigkeit wie z. B. 

Testamentsvollstreckung, Haus- 
und Wohnungsverwaltung oder 
Fördermittelberatung stehen. Re-
gelungen in anderen Gesetzen 
über die Befugnis, Rechtsdienst-
leistungen zu erbringen, bleiben 
davon unberührt. Personen, die 
im Artikel 1 § 1 des Einigungs-
vertrages genannten Gebietes 
(Neue Länder) ein rechtswissen-
schaftliches Studium als Dipl.-
Jurist an einer Universität oder 
wissenschaftlichen Hochschule 
abgeschlossen hatten und nach 
dem 3. Oktober 1990 zum Rich-
ter, Staatsanwalt oder Notar er-
nannt wurden, im höheren Ver-
waltungsdienst beschäftigt oder 
als Rechtsanwalt zugelassen wa-
ren, stehen in den Vorschriften 
einer Person mit Befähigung zum 
Richteramt gleich.

Einschränkungen ergeben sich 
lediglich für Haus & Grund-Ge-
sellschaften, die ggf. eine frem-
de bzw. ihnen zur Einziehung 
auf fremde Rechnung abgetrete-

ne Geldforderung geltend ma-
chen wollen. Die den Landes-
verbänden angehörigen Haus & 
Grund-Gesellschaften bzw. Haus 
& Grund-Hausverwaltungen, die 
ggf. gleichlaufend als „Inkasso-
Unternehmen“ tätig sind, kön-
nen dies gemäß § 79 Zivilpro-
zessordnung (ZPO) nur noch, 
wenn sie als solches ordentlich 
bei der zuständigen Registrie-
rungsbehörde eingetragen sind. 
Registrierungsbehörde für Meck-
lenburg-Vorpommern wäre das 
Oberlandesgericht Rostock, Wall-
straße 3, in D-18055 Rostock (In-
ternet: www.mv-justiz.de). Die-
se Regelung soll künftig stärker 
dem Verbraucherschutz nützen 
und die Zulässigkeit der Prozess-
vertretung einheitlich für das ge-
samte Verfahren außerhalb der 
Verhandlung und der Vertretung 
im Termin regeln.

H & G M-V

Neues Rechtsdienstleistungsgesetz
Zum 1. Juli 2008 ist das Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG) in Kraft getreten 

Ab ins Ausland – die Liste der 
Deutschen liebsten Reiseziele ist 
lang. Jahrein Jahraus wird schon 
zu Beginn eines jeden Jahres der 
große Sommerurlaub mit der 
ganzen Familie geplant. Doch bis 
sich alle Mitglieder auf ein Ziel 
geeinigt haben, vergehen meist 
lange und Nerven zehrende Dis-
kussionen. Wäre es da nicht 
schön, ein Stück Urlaub im eige-
nen Heim zu haben? Hierfür eig-
net sich besonders das Badezim-

mer. Denn mit den CERO-Crea-
tiv-Fliesen lässt sich fast jede ge-
wünschte Umgebung täuschend 
echt in die heimische Nasszelle 
zaubern. 

Der Phantasie sind dabei kei-
ne Grenzen gesetzt. Entweder 
wird das Wunschbild schon vor-
her bestimmt oder man bringt 
es einfach mit – vielleicht das 
Lieblingsmotiv aus dem letz-
ten Urlaub. Nachdem man sich 
entschieden hat, wird das Mo-

tiv problemlos auf die hochwer-
tige Keramik gebrannt. Erhält-
lich sind die Fliesen von 15 mal 
15 bis maximal 30 mal 40 Zen-
timeter in matt oder glänzend. 
Zudem ist die Keramik robust 
und kann wie gewohnt verlegt, 
verklebt und ebenso beansprucht 
werden. Darüber hinaus ist sie 
hitze-, wasser- und stoßfest und 
lässt sich mit klarem Wasser oder 
handelsüblichen Reinigern ganz 
leicht säubern. Infos: www.cero-keramik.de

Individuelles Flair: Urlaubsziel Badezimmer

Ein Wasserfall mitten im Bade-
zimmer? Eine Keramikwand ist 
pflegeleicht und robust und die 
Farben leuchten auch nach Jahren 
noch kräftig und eindrucksvoll.


